 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/7100546/2021

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Dr. Hans Blasina in der Beschwerdesache
rAEEBfL*HR* *EXBf1-Adr***, Uber die Beschwerde vom 8. Dezember 2020 gegen den Bescheid
des Finanzamtes Osterreich (vormals Finanzamt Ganserndorf Mistelbach, § 323b BAO) vom
1. Dezember 2020 betreffend Einkommensteuer (Arbeitnehmerveranlagung) 2019
Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:

|. Der angefochtene Bescheid wird gemaR § 279 BAO im Sinne des Beschwerdebegehrens
abgeandert.

Das Einkommen betragt 19.659,45 Euro. Die Einkommensteuer betragt nach Berticksichtigung
der Erstattungsgrenze von 500 Euro (§ 33 Abs. 8 EStG), anrechenbarer Lohnsteuer und
Rundung -3.986 Euro (Gutschrift).

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs.
4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Der Beschwerdefiihrer (Bf) beantragt unter Berufung auf von ihm nicht ndher bezeichnete
unionsrechtliche Vorschriften, den Familienbonus plus fiir seine beiden Kinder, den er jeweils
zur Ganze beansprucht hat, in voller H6he und nicht indexangepasst zu beriicksichtigen.
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Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Der Bf wohnt mit seiner Familie in Tschechien und bezieht in Osterreich Einkiinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit. Seine beiden Kinder, deren erstes im Oktober 2019 das 18.
Lebensjahr vollendet hat und deren zweites minderjahrig ist, vermitteln dem Bf den Anspruch
auf den ,,Familienbonus plus” (§ 33 Abs. 3a EStG).

2. Beweiswiirdigung

Der Sachverhalt ist unstrittig und ergibt sich aus dem Akt.
3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abdnderung)

Der Gerichtshof der Europadischen Union (EuGH) hat mit Urteil vom 16. Juni 2022 in der
Rechtssache C-328/20 liber eine Vertragsverletzungsklage der Europaischen Kommission nach
Art. 258 AEUV gegen die Republik Osterreich in Ziffer 2 seines Urteilstenores bezughabend
ausgesprochen: ,, Die Republik Osterreich hat durch die ... Einfiihrung eines
Anpassungsmechanismus in Bezug auf den Familienbonus Plus, ... und den
Unterhaltsabsetzbetrag fiir Wanderarbeitnehmer, deren Kinder sténdig in einem anderen
Mitgliedstaat wohnen, gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung Nr.
492/2011 verstofien.”

Deshalb ist aus folgenden Griinden die in § 33 Abs. 3a Z 2 EStG vorgesehene
Indexierung/Anpassung des Familienbonus Plus bei der Entscheidung Gber die Beschwerde des
Bf. mit dem vorliegenden Erkenntnis des BFG nicht anzuwenden:

e Das Urteil des EuGH vom 16.6.2022, C-328/20 gibt der Vertragsverletzungsklage der
Europaischen Kommission statt. Ein solches Urteil ist ein Feststellungsurteil (Borchardt
in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage>, Art. 260 Rn. 1). Die Rechtskraft des Urteiles erstreckt
sich (nur) auf den im Urteil konkret bezeichneten Vorwurf und wirkt nur gegeniber den
Parteien (aaO Rn. 2). Die Republik Osterreich ist eine der Parteien des Urteiles. Es
enthalt den konkreten Vorwurf der Vertragsverletzung u.a. hinsichtlich Familienbonus
Plus und Unterhaltsabsetzbetrag. Auch der Verstol u.a. gegen Verordnungen der EU ist
eine Vertragsverletzung (vgl. aa0, § 258 Rn. 4 f.).

e Art. 260 Abs. 1 AEUV bestimmt: ,Stellt der Gerichtshof der Europaischen Union fest,
dass ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Vertragen verstolRen hat, so
hat dieser Staat die MaBnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs
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ergeben.” Verpflichtungen aus den Vertragen sind nicht nur Verpflichtungen, die sich
aus den Vorschriften des EUV und AEUV selbst ergeben, sondern auch solche, die den
Mitgliedstaaten durch die verbindlichen Rechtshandlungen der EU-Organe
(Verordnungen, Richtlinien, Beschlisse) und internationalen Vertrage der EU auferlegt
werden (Borchardt in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage®, Art. 258 Rn. 5).

e Die dem Mitgliedstaat durch Art. 260 Abs. 1 AEUV auferlegte Abanderungspflicht und
Ausfiihrungspflicht richtet sich nicht nur an die Regierung, sondern an alle Organe des
Mitgliedstaates, also auch an die Gerichte, welche verpflichtet sind, zugunsten
einzelner Rechtsunterworfener die notwendigen Schlussfolgerungen aus dem Urteil zu
ziehen. Dies kann im Falle unmittelbar anwendbarer EU-Rechtsnormen bedeuten, dass
die Gerichte eine Gesetzesvorschrift noch vor ihrer Anderung durch den Gesetzgeber
auBer Anwendung zu lassen haben. (Borchardt in Lenz/Borchardt, EU-Vertrage, Art.
258 Rn. 4 f.). Verordnungen der EU sind unmittelbar anwendbar, so auch die
Verpflichtung aus Art. 7 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 492/2011 Uber die Freiztigigkeit
der Arbeitnehmer innerhalb der Union (,Er geniel3t dort die gleichen sozialen und
steuerlichen Verglinstigungen wie die inlandischen Arbeitnehmer.”)

Die Verordnung des Bundesministers fiir Finanzen liber die Anpassung u.a. des Familienbonus
Plus, BGBI. 11 257/2018, welche ein gesetzlich vorgesehenes Hilfsmittel zur Umsetzung der in
§ 33 Abs. 3a Z 2 EStG vorgesehenen Indexierung/Anpassung des Familienbonus Plus war,
verstollt genauso wie die zugrundeliegenden Gesetzesstellen gegen Art. 7 Abs. 2 der
Verordnung (EU) Nr. 492/2011 lber die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der Union.
Dies stellt einen Fall von ,, Acte-claire” dar, denn es kann nach dem Urteil des EuGH zu den
zugrundeliegenden Gesetzesstellen verniinftigerweise kein Zweifel an diesem Verstof3
bestehen. Somit ist auch die VO BGBI. Il 257/2018 bei der Entscheidung tiber die Beschwerde
des Bf. nicht anzuwenden.

Bei der Ermittlung der Einkommensteuer 2019 wird daher stattgebend der Familienbonus Plus
mit 2.833,36 € (=20 x 125,00 € + 2 x 41,68 €) berlcksichtigt.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.
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Wien, am 25. Juli 2022

4von4



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




